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Magden Augenblicklich verfügt
die Fricktaler Gemeinde Mag-
den noch über ein Vermögen
von rund neunMillionen Fran-
ken. Doch laut der «Neuen
Fricktaler Zeitung» (NFZ) wird
sich dies in den nächsten Jah-
ren ändern.

An der kommenden Gemein-
deversammlung von 29. No-
vember wird der Gemeinderat
vonMagden das Budget für das
Jahr 2025 präsentieren. Dieses
sieht zunächst einmal ein Defi-
zit von 756’000 Frankenvor, bei
einem Steuerfuss von 95 Pro-
zent. Grund seien höhere Kos-
ten für Pflege, Bildung undVer-
waltung.

Dazu muss die Gemeinde
noch rund 1,5 Millionen Fran-
ken in den aargauischen Fi-
nanzausgleich investieren. Das
seien rund 10 Prozent der Steu-
ereinnahmen, sagt Gemeinde-
ammannAndré Schreyer gegen-
über der NFZ.

NeuerWerkhof kostet
viel Geld
Die Kasse wird aber auch durch
Investitionen belastet. So etwa
plant die Gemeinde für 2025 den
Bau eines neuenWerkhofs. Ins-
gesamt summieren sich die
Nettoinvestitionen auf rund
7,3 Millionen Franken, dies bei
einer Selbstfinanzierungvon nur
170’000 Franken. Daraus resul-
tiert ein Finanzierungsfehlbetrag
von 7,13 Millionen Franken. Da-
rum sinke das Nettovermögen
derGemeinde per Ende 2025 auf
voraussichtlich 1,98Millionen, so
die NFZ. Für die kommenden
Jahre rechne der Gemeinderat
sogar damit, dass aus dem Net-
tovermögen eine Nettoschuld
werden könne.

Weitere Investitionen
stehen an
Trotzdem möchte er den Steu-
erfuss unverändert lassen, ob-
wohl weitere Investitionen an-
stehen, so etwa 450’000 Fran-
ken für die Schaffung von
neuen Parkplätzen oder 453’100
Franken für die Instandstellung
der Strasse Blumenrain. Dazu
kommenKosten für die Erarbei-
tung des sogenannten «gene-
rellen Entwässerungsplans».
Dafür sind 1,784Millionen Fran-
ken vorgesehen.

Simon Erlanger

Das finanzielle
Polster wird
schnell schmelzen

Es liegt ein ungewöhnlicher
Montagmorgen hinter der Schü-
ler-, der Eltern- und der Lehrer-
schaft am Sekundarschulhaus
Vogesen.Aufgrund einerAmok-
drohung kam es zu einem Poli-
zeieinsatz. Die Stimmungwirkt
kurz vor zwölf Uhr mittags an-
gespannt, vor der Schule pa-
trouillieren zwei Polizisten.Die-
se Redaktion wird vor Ort von
der Schulleitung in die Schran-
ken gewiesen. Man sei wohl
«nervös», heisst es beim Erzie-
hungsdepartement.AufAnfrage
meint die Schulleitung, es beste-
he «keine akute Gefahr».

Dies, nachdem diese Redak-
tion am Montagmorgen nach
der Meldung eines besorgten
Vaters dieAmokdrohung publik
gemacht hatte. Direkt an die Se-

kundarschule grenzt auch eine
Primarschule – die Eltern wur-
den erst heute Morgen infor-
miert. «Wir machten uns aber
zu keinem Zeitpunkt Sorgen»,
sagt dieMutter eines Kindergar-
tenkindes. Ihre Tochter laufe je-
weils selbst zum Kindergarten.
Gestern Morgen habe die Kin-
dergärtnerin sie angerufen, um
über die Präsenz der Polizei zu
informieren.Auch dieMutter ei-
nes Primarschülers findet: «Das
Ganze ist einfach enorm müh-
sam.» Und: Das Sicherheitsbe-
finden sei schon erschüttert.

Von einem unguten Gefühl
berichten auch Schüler und
Schülerinnen, die in derMittags-
pause hinaus in die Kälte strö-
men. Im Unterricht sei die Dro-
hung schon seit letzterWoche ein

grosses Thema. Eine 13-jährige
Schülerin weiss von einem Kol-
legen, der am Montag zu Hause
blieb: «Seine Eltern wollten das
so.»Auch sie selbst habe ein Bild
des Drohbriefs gesehen und
mache sich dementsprechend
«schon» Sorgen. «Am 12. 11. soll
es ja passieren, steht da», sagt die
Schülerin. «Wir schreiben am
Mittwoch einen Test, und ich
weiss nicht, ob ich morgen zur
Schule soll», sagt sie. Ihre Kolle-
ginnen winken ab.

Auf Tiktokmit Drohungen
konfrontiert
«Das wird ein Prank, also ein
Scherz, sein»,meint sie.Und tat-
sächlich: Die Amokdrohung in
Basel scheint einem schweiz-
weiten Phänomen zu gleichen.

In Solothurn, im zürcherischen
Horgen und im Aargau kam es
letzteWoche ebenfalls zuAmok-
drohungen in Schulen. Dabei
soll es sich umeineTiktok-Chal-
lenge handeln. Die Basler Kan-
tonspolizei kann dies auf Nach-
frage nicht kommentieren, da es
sich um ein laufendesVerfahren
handle.

«Ich kann mir gut vorstellen,
dass eine solche Challenge da-
hintersteckt», sagt ein 15-jähri-
ger Schüler. Er und seine Kolle-
gen verbringen täglich zwei bis
drei Stunden auf der Plattform,
die jedervon ihnen auf demHan-
dy hat. Der Schüler erzählt von
Tiktoks, in denenAmokläufe the-
matisiert werden. «POV (also
Point of View): An deiner Schule
ist ein Amoklauf», steht da zu

einem verwackelten Video aus
einem Schulzimmer.

Im Hintergrund läuft eine
Lautsprecherdurchsage. Den
«Amoksong», der dahinter läuft,
kennt auch dieMitschülerin.Ge-
nausowie die Videos mit Anlei-
tungen zum Verhalten im Falle
eines Amoklaufs. «Es gibt vie-
le, die solche Videos machen»,
meint ein anderer Schüler. Und:
«Das sind Kinder, die Spassma-
chen.» Ernst nehmen solleman
es trotzdem, findet er.

Dass der Verfasser oder die
Verfasserin der Amokdrohung
mit strafrechtlichen Folgen
rechnenmuss, sei ihm bewusst.
Trotzdemkönne er sich vorstel-
len, dass einige damitmachten.
«Vielleicht, weil sie schulfrei
wollten», meint er. «Oder kei-

nen Bock auf einen Mathetest
hatten», ein anderer. An harm-
losen Challenges hätten er und
seine Kollegen auch schon mal
teilgenommen. «Es kommt da-
rauf an,was dabei rausspringt»,
sagt er. Er würde für 50 Fran-
ken mitmachen, der Kollege
wäre bei 100 Franken dabei.
Aber eine Amokdrohung aus-
sprechen? Ein 17-Jähriger schüt-
telt heftig den Kopf: «Niemals.»
Werauch immerdahinterstecke,
sei wohl «ideenlos».

Die Jugendlichen gehen zu-
rück ins Schulhaus. Nachmit-
tagsunterricht. Dass sie und ihre
Freunde diesen mit einem un-
guten Gefühl hinter sich bringen
werden, finden sie «voll dumm».

Tanja Opiasa

Sek-Schülerschaft: «Da hatte einer keinen Bock auf einenMathetest»
Amokdrohung AmMontag war an zwei Basler Sekundarstandorten die Polizei wegen einer
anonymen Amokwarnung vor Ort. Betroffene erzählen von Angst und Videos auf Tiktok.

Nic Engel

Für manche besticht es durch
seine «gesellschaftliche Relevanz
undAktualität», für andere ist es
schlicht «eine Senkung des Ma-
turitätsniveaus». Die Rede ist
vom Schwerpunktfach Ernäh-
rung/Gesundheit/Sport, kurz
EGS. Das Basler Erziehungsde-
partement (ED) machte letzte
Woche einen Rückzieher: EGS
soll doch kein Schwerpunktfach
am Gymnasium werden. Dies,
obwohl man es im August noch
so kommuniziert hatte.

Ausschlaggebend für den
Rückzug war eine Umfrage un-
ter Basler Gymnasiallehrperso-
nen, welche von der kantona-
len Schulkonferenz Basel-Stadt
(KSBS) durchgeführt wurde. Sie
vertritt die Lehr-, Fach- und Lei-
tungspersonen an öffentlichen
Schulen. Zwei Drittel der Befrag-
ten sprachen sich gegen EGS aus.

«Das ED ist vor dermächtigen
Schulkonferenz eingeknickt»,
sagt Roman Brunner dazu. Er
ist Sportlehrer amKirschgarten-
Gymnasium– abervor allem be-
kannt als SP-Landrat. Brunner
sass in der Konzeptgruppe EGS
und hat den Lehrplanentwurf
zum Schwerpunktfach mitaus-
gearbeitet.

Trend oder
Nachhaltigkeit?
EGS sollte «eine vertiefte Ausei-
nandersetzung mit dem (…) Be-
tätigungsfeld Sport» fördern,wie
es im Konzept heisst. Die ganze
sportwissenschaftliche Palette
sollte abgehandelt werden: von
medizinischen und bewegungs-
wissenschaftlichen bis zu histo-
rischen und soziologischen Fra-
gen. Damit wären die Gymnasi-
en auf eine aktuelle Strömung
aufgesprungen: Denn Sport, ge-
nauso wie gesundheitliche und
ernährungsbezogene Fragen,
erfreuen sichwohl grösserer Be-
liebtheit denn je.

Und bei der Debatte um neue
Schwerpunktfächer geht es letzt-
lich um die Frage: In welche

Richtung entwickelt sich das
Gymnasium?Wie nimmt es aktu-
elle gesellschaftlicheTrends und
Strömungen auf? Für Brunner
ist klar: «Das ED agiert mutlos.»

KSBS-Präsident Simon Roh-
ner urteilt zurückhaltender:
«Man muss immer einen Aus-
gleich zwischen Aktualität und
Nachhaltigkeit finden. Manch-
mal ist es besser, nicht sofort auf
einenTrend aufzuspringen, son-
dern zuwarten. Bis sich heraus-
gestellt hat, dass Nachhaltigkeit
gegeben ist.»

In der KSBS-Umfrage sagten
65 Prozent der Befragten «nein»
oder «eher nein» zum neuen
Schwerpunktfach.Allerdings gab
es in der Konsultation zu EGS
noch weitere Stellungnahmen.
In der Konsultation können Ins-
titutionen,Verbände sowie Leh-
rervertretungen ihre Meinung

abgeben, um so Einfluss auf den
endgültigen Departementsbe-
schluss zu nehmen. Eine Mehr-
heit der Konsulenten befürwor-
tete einmögliches Schwerpunkt-
fach EGS.

Das Erziehungsdepartement
schrieb in einer Medienmittei-
lung, «aufgrund breiter Ableh-
nung» werde EGS nicht einge-
führt. Brunner hält diese Aussa-
gemit Blick auf diemehrheitlich
positivenAntworten in der Kon-
sultation –nimmtmandie KSBS-
Umfrage als Einzelnes – fürnicht
gegeben. «Nach welchen Krite-
rien werden die Antworten ge-
wichtet?», fragt er.

Es könne nicht sein, dass das
ED beim erstbesten Widerstand
aufgebe. «Gibt es Veränderun-
gen, gibt es auch Ängste. Leh-
rer sind besonders kritisch. Sie
fürchten sich etwavor einemBe-

deutungsverlust ihres Faches.»
Aber was hat die Lehrer eigent-
lich zur Ablehnung bewogen?

Konkurrenz zu
bestehenden Angeboten?
Die schriftlichen Antworten in
der Umfrage, die in der Auswer-
tung zusammengefasst vorlie-
gen, geben einen Einblick. Das
neue Schwerpunktfach sei eine
«unbegründete Konkurrenzie-
rung aussergymnasialer Ausbil-
dungen» wie der Berufsbildung
und der Fachmittelschule (FMS),
heisst es etwa.

«Schwerpunktfächer am
Gymnasium sollen zur allge-
meinen Studierfähigkeit beitra-
gen, das ist den Lehrpersonen
einAnliegen», ordnet KSBS-Prä-
sident SimonRohner ein. Es gehe
um die Anschlussfähigkeit an
die Universität. Bei EGS würden

auch Inhalte vermittelt, die zur-
zeit vor allem an der Fachhoch-
schule gelehrtwürden.Das Gym-
nasium solle aber primär auf die
Uni vorbereiten.

Dem entgegnet Brunner: «Wir
haben in Basel ein renommiertes
Institut der Sportwissenschaft.
EGSwürdeverschiedenewissen-
schaftliche Fächer kombinieren
und sehr wohl auf die Uni vor-
bereiten.»

Es sei unklar, inwiefern sich
das neue Fach von bereits beste-
henden Inhalten abgrenzen lies-
se, sagt Rohner. In der Umfrage
wird darauf hingewiesen, dass es
bereits ein Ergänzungsfach Sport
oder ein Schwerpunktfach Bio/
Chemie gebe.

«EGS unterscheidet sich vom
Ergänzungsfach Sport», hält
Brunner dagegen. Zudem: «Was
jetzt vorliegt, ist ein Entwurf, der
auch den Vorgaben der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz ent-
spricht.» Für genauereAbklärun-
gen mit den verschiedenen An-
spruchsgruppenhabe die knappe
Zeit nicht gereicht.

«Demokratische
Zusammenarbeit»
Judith Hindermann ist Leite-
rin Mittelschulen am ED und
steht der Projektgruppe vor,
die die Weiterentwicklung der
gymnasialenMaturität, und da-
mit auch die Einführung neuer
Schwerpunktfächer, leitet. Sie
bestätigt, dass letztlich die Um-
frage gegen die Einführung von
EGS gesprochen habe. Die Zu-
sammenarbeit der Basler Schu-
len mit dem Bereich Mittel-
schulen sei demokratisch. «Es
macht keinen Sinn, ein Schwer-
punktfach gegen denWillen der
Mehrheit der Gymnasiallehrer
einzuführen.»

Inhaltlich gebe es nichts ge-
gen EGS einzuwenden. Doch die
Wahl eines Schwerpunktfachs
sei auch ein politischer Prozess.
«Wir nehmen die Konsultati-
on ernst. Die Haltung der Gym-
Lehrer nicht zu berücksichtigen,
wäre der falsche Ansatz.»

Gym-Lehrer bodigen trendiges
Schwerpunktfach EGS in Basel
«Ernährung/Gesundheit/Sport» Das Erziehungsdepartement zieht seine Pläne
zum Schwerpunktfach EGS zurück. Das stösst auf Kritik.

Das Gymnasium Bäumlihof. Hier wird es kein Schwerpunktfach EGS geben, genau wie an den anderen
Gymnasien. Foto: André Mühlhaupt
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Sebastian Schanzer

WoParkplätze rar sind,wird auch
gerne einmal gestritten.Wobei es
im folgenden Fall aus Binningen
gar nicht darum geht, dass ein
Lenker dem anderen den Platz
streitig gemacht hätte. Hanspe-
ter L.*war es schlicht einDorn im
Auge, dass sein Nachbar Martin
B.* ständig den Besucherpark-
platz vor dem Block nutzte, in
welchem die beiden wohnten.
Was Hanspeter nicht wusste:
Martin hatte von der zuständigen
Liegenschaftsverwaltung die
Erlaubnis dazu eingeholt.

An einem Samstagmorgen um
10 Uhr kam es zu einer lautstar-
kenverbalenAuseinandersetzung
derbeiden Schweizer.Hans-peter
meinte, Martin dürfe hier nicht
parkieren. Martin fand, Hanspe-
ter solle «d’Schnure halte» und
sich doch bei der Verwaltung be-
schweren. Als sich Hans-peter
nachweiterenhitzigenWortwech-
seln entfernte, soll ihmMartin die
Worte «DuArschloch»mit auf den
Weg gegeben haben. «Das han i
ghört», soll Hanspeter darauf ge-
rufen habenund zeigte denNach-
barnwegen Beschimpfung an.

Wie sich im Gerichtsverfah-
ren – vier Jahre nach demVorfall
– herausstellt, hat Hanspeter im
Verlauf des seit längerem schwe-
lenden Nachbarschaftsstreits
insgesamt rund zehn Anzeigen
eingereicht, unter anderem we-
gen Nötigung. Martin soll bei
Hanspeter auch dauerhaft und
mitten in derNacht an derHaus-
tür geklingelt haben.

In der Schweiz sind vergange-
nes Jahr im Durchschnitt mehr
als 30Anzeigen oder Strafanträ-
ge proTagwegen Beschimpfung
erstattet worden. Der Wert hat
sich in den letzten 15 Jahren
mehr als verdoppelt.

Stadtkanton verzeichnet
grössten Anstieg
Der deutlicheAnstieg ist auch in
Basel-Stadt zu beobachten, wo
sich dieAnzahl Strafanträgewe-
gen Beleidigung im selben Zeit-
raum sogarvervierfacht hat.Den
grössten Anstieg verzeichnete
der Stadtkanton in den Jahren
2019 bis 2022, was möglicher-
weise auchmit derCorona-Pan-
demie zu tun hat. Im Jahr 2023
sind in Basel durchschnittlich
zwei Strafanträge oderAnzeigen
pro Tag wegen Beschimpfung

erstattet worden – 699 insge-
samt. Ohnehin sollte man bei
verbalenAuseinandersetzungen
in Basel-Stadt ganz besonders
auf die Wortwahl achten. Im
kantonalen Vergleich stand der
Stadtkanton im Jahr 2023 lan-
desweit ganz oben bei den An-
zeigen wegen Beschimpfung.
Pro 1000 Einwohnerinnen und
Einwohner gingen hier 3,5 An-
zeigen ein. Hinter Basel stehen
die Westschweizer Kantone
Waadt, Genf, Neuenburg, Frei-
burg und der Jura.

Über die Gründe desmarkan-
ten Anstiegs und die Frage, wa-
rum gerade in Basel so viele An-
zeigenwegen Beschimpfung ein-
gereicht werden, können nur
Vermutungen angestelltwerden.

Sind die Menschen empfindli-
cher geworden, oder kommt es
in Basel häufiger zu Beschimp-
fungen?Hat derAnstiegmit dem
Wachstum der Bevölkerung zu
tun? Mit mehr Dichtestress oder
mit zunehmenden interkulturel-
len Konflikten? Undwarumwird
immer öfter die Justiz bemüht,
diese Konflikte zu lösen, welche
zumindest für Aussenstehende
eher Bagatellen darstellen?

Thomas Lyssy, der ehemalige
Leiter der Fachstelle Vergleichs-
verhandlungen der Baselbieter
Staatsanwaltschaft, arbeitet seit
über zwölf Jahren auch als Me-
diator. Er hat entsprechend vie-
le Erfahrungen mit Ehrverlet-
zungsdelikten und den involvier-
ten Personen gesammelt.

Lyssybeobachtet, dass die Fähig-
keit zum kritischen Gespräch,
zum Ausräumen von Konflikten
– oderoft auch einfachvonMiss-
verständnissen – immer mehr
verloren gehe. «Einen Streit mit-
einander zu lösen bedeutet, dass
man sich damit auseinanderset-
zen muss – auch mit seinem ei-
genen Verhalten.Wieso habe ich
mich beschimpft gefühlt? Was
hatte derandere fürGründe?Und
wie könnenwirdenKonfliktwie-
der in den Griff bekommen? Das
kostet wertvolle Zeit und ist an-
strengend», so Lyssy. Und ziehe
man einen Mediator bei mit ei-
nem Stundenansatz von rund
200Franken, so kommedasGan-
ze auch noch teuer. «Eine Straf-
untersuchung ist für den Privat-
kläger gratis. Ermuss nichtswei-
ter tun, als zur Polizei zu gehen
und dort eine Bestrafung für sei-
nen Beleidiger zu fordern.»

Vor allem während der Pan-
demie seien dieMenschen spür-
bar dünnhäutiger geworden, sagt
Lyssy.Möglicherweise trage auch
die Kommunikation über sozia-
le Medien ihren Teil dazu bei.

Die Behörden müssen bei
Strafanträgenwegen Beschimp-
fung tatsächlich von Gesetzes
wegen den Sachverhalt klären.
Das kostet Ressourcen und ist
mit ein Grund, warum der Berg
an Pendenzen bei den Staatsan-
waltschaften immer grösser
wird. Sie und die Polizei müssen
untersuchen, ob eine Straftat
vorliegt. Falls dies der Fall ist,
müssen sie einen entsprechen-
den Strafbefehl erlassen. Kann
mangels Beweisen keine Straftat

nachgewiesenwerden – oft steht
in solchen Fällen Aussage gegen
Aussage -, stellen sie dasVerfah-
ren ein. Gegen die Einstellung
wie auch gegen den Strafbefehl
kann sodann Beschwerde erho-
ben werden. Der Fall geht dann
ans Gericht.

So ist es auch im Binninger
Fall geschehen.Martinwurde per
Strafbefehl zu einer Busse von
400 Franken verurteilt. Zudem
sollte er die Gerichtsgebühren
von 730 Franken bezahlen. Er
weigerte sich – bei einer Verur-
teilung droht ihm immerhin ein
Eintrag ins Strafregister – und
fand sich am Montag vor einer
Wochevorder Strafrichterinwie-
der. Es sei schon traurig, dass
solche Fälle vorGericht landeten,
mahnte die Einzelrichterin gleich
zu Beginn der Verhandlung. Der
Privatkläger konnte das nicht
hören, er verzichtete an diesem
Tag auf seine Teilnahme.

Viele Verfahren werden
eingestellt
Das zu behandelnde Dossier ist
vier Jahre nach dem Vorfall auf
rund 700 Seiten angewachsen,
wie vomVerteidiger des Beschul-
digten zu erfahren ist. Mails wur-
den ausgewertet, Einvernahmen
und mehrere erfolglose Schlich-
tungsverhandlungen durchge-
führt. Sogar der Strafverteidiger
sei vom Kläger angezeigt worden
– haltlos, wie das Gericht im Ne-
benverfahren urteilte. Im Raum
standauch eineZivilforderungdes
Klägers.Durch den Stressmit sei-
nemNachbarn sei er traumatisiert
worden.Das Gerichtwies die For-

derung zwar ab, verurteilte Mar-
tin aber zu einer bedingten Geld-
strafe von drei Tagessätzen à 80
Franken–dieMindeststrafe. Eine
dem Kläger bekannte Nachbarin
hatte den Streit mitbekommen
und dabei auch dasWort «Arsch-
loch» aus demMunddesBeschul-
digten vernommen. Ihre Zeugen-
aussage erachtete das Gericht
als glaubhaft, auch wenn die
Verteidigung erhebliche Zweifel
an der Objektivität der Zeugin
äusserte.

Verglichenmit derhohenAn-
zahl Strafanträge kommt es in
Basel bei Beschimpfungen eher
selten zu Verurteilungen – vor
allem, wenn das Delikt nicht in
Zusammenhang mit einer
schwereren Straftat steht. Die
meisten dieser Verfahren wer-
den eingestellt.Was bleibt, sind
die unzähligen Stundenvergeb-
licher Arbeit für die Strafverfol-
gungsbehörden. Immerhin: Seit
Anfang 2024 verlangt die
Basler Staatsanwaltschaft bei
Ehrverletzungsdelikten stets
eine Sicherheitsleistungvon800
Franken von der antragstellen-
den Person. Das Geld bekommt
diese nur zurück,wenn es zu ei-
nerVerurteilung kommt. Im Jahr
2023versandte dieBaslerStaats-
anwaltschaft 56 Strafbefehlewe-
gen Beschimpfung, gegen 9 da-
vonwurde Einsprache erhoben.

«Bei Beschimpfung ist ein
Strafbefehl auch selten das rich-
tige Mittel», sagt Mediator Lys-
sy. «Da gibt es immerGewinner
und Verlierer, der Konflikt wird
so gerade bei einem Nachbar-
schaftsstreit nicht gelöst.» In
der Forschung sehe man auch,
dass der Streit für die Nachbarn
oft zum Lebensinhalt werde.
«Die Beteiligten haben gar kein
Interesse, das zu klären. Eswür-
de ihnen dann etwas fehlen.»

Bei Hanspeter und Martin ist
dasmöglicherweise anders.Mitt-
lerweile ist Martin in eine ande-
re Wohnung in Binningen gezo-
gen. Es besteht also die Chance,
dass sich die Justiz nicht länger
mit den beiden befassen muss.
DieEinzelrichterinwünschtedem
Verurteilten denn auch «eine
schöne Zeit in der neuen Woh-
nung» und (es scheint, als hätte
sie es fast vergessen): «Sie kön-
nen gegen das Urteil natürlich
noch Einsprache erheben.»

*Namen geändert

700 Seiten Akten und vier Jahre Verfahren
wegen eines Parkplatzes
Nachbarschaftsstreit in Binningen Ein Mann soll seinemNachbarn «Arschloch» nachgerufen haben
und wird deshalb angezeigt. Vier Jahre später befasst sich das Gericht mit einem Dossier von 700 Seiten.

Anderthalb Jahre nach dem Ur-
teil des Bundesgerichts hat die
Basler Regierung nun die kan-
tonale Bettelverordnung ange-
passt. Parks sind demnach kei-
ne neuralgischen und besonders
sensiblenÖrtlichkeitenmehr,wo
nicht gebetteltwerden darf. Dies
erachtete das höchste Schweizer
Gericht als unverhältnismässig.
«Personen, die einen Park auf-
suchen, sind mit dem Verbot
von aufdringlichemoder aggres-

sivem Betteln ausreichend ge-
schützt», heisst es weiter.

Somit kann die Polizei Perso-
nen büssen, die in derÖffentlich-
keit betteln und dabei Sicherheit,
Ruhe sowie Ordnung stören und
sich dabei aufdringlich oder ag-
gressivverhalten.Auch Bettlerin-
nen und Bettler, die in «organi-
sierterArt undWeise» unterwegs
sind, andere Personen zum Bet-
teln schicken oder beim Betteln
«täuschende oder unlautereMe-

thoden» anwenden, können ge-
büsst werden. Sowie Personen,
die sich nicht an den 5-Meter-Ab-
stand zu «sensiblen Örtlichkei-
ten» halten.Als sensible Örtlich-
keiten geltenweiterhinTramhal-
testellen oderEin- undAusgänge
von Ladengeschäften.

Dreistufiges Kaskadensystem
Wo es um passives Betteln geht,
erlässt der Kanton in derVerord-
nung ein dreistufiges Kaskaden-

system. Das Bundesgericht hält
fest, dass Betteln nur mit einer
Busse geahndet werden darf,
wenn vorangehende mildere
Massnahmen erfolglos geblieben
sind. Das heisst: Eine bettelnde
Person darf von der Polizei zu-
erst nur registriert und wegge-
wiesen werden. In einem zwei-
ten Schritt darf sie diese abmah-
nenund ihr eine Busse androhen.
Erst beim dritten Mal kann die
Polizei die Bettlerin oder den

Bettler dann büssen. Bei Perso-
nen aus EU-/Efta-Ländern ist die
Regelung jedoch anders: Die Po-
lizei kann sie bereits beim ersten
Mal auffordern, die Schweiz zu
verlassen. Fallen sie nochmals
auf, dann kann die Polizei sie
zum Migrationsamt führen.

Das hat in der Vergangenheit
zu Diskussionen geführt. Chris-
tian vonWartburg von den «De-
mokratischen Juristinnen und
Juristen» fragte beispielsweise

vor gut einem Jahr in einem Be-
richt von SRF: «Darf man neu
nicht mehr in die Schweiz ein-
reisen oder sich hier aufhalten,
wenn man von Armut betroffen
ist?» Letztlich sei man dann ja
dazu gezwungen, um Almosen
zu bitten, um den Lebensunter-
halt bestreiten zu können. Diese
Frage sei trotz des Urteils noch
nicht geklärt.

Manuela Humbel

Bettelverbot: Parks sind keine «sensiblen Örtlichkeiten»mehr
Basler Verordnung angepasst Seit gut eineinhalb Jahren ist laut Bundesgericht klar:
Das Verbot ist grösstenteils grundrechtskonform. Nur in Parks wird es teilweise aufgehoben.

Anzeigen wegen Beschimpfung
pro 1000 Einwohner 2023
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Kanton Basel-Stadt steht
an der Spitze

Entwicklung der Anzeigen wegen
Beschimpfung in der Schweiz

Rekordwert im
Pandemiejahr 2020
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Entwicklung der Anzeigen wegen
Beschimpfung in den beiden Basel
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Thomas Lyssy hatte als Leiter der Fachstelle Vergleichsverhandlungen
im Baselbiet viel mit Ehrverletzungen zu tun. Foto: Archiv Basler Zeitung


